
Vergütung des Betreuers 
 

1. Gesetzesrahmen 
 

a. Artikel 497/5 des früheren Zivilgesetzbuchs, zuletzt geändert durch Artikel 9 des 

Gesetzes vom 8. November 2023 über die Rechtsstellung des Betreuers einer 

geschützten Person (Belgisches Staatsblatt vom 30. November 2023) und Artikel 

35 des Gesetzes vom 15. Mai 2024 mit Bestimmungen über die Digitalisierung der 

Justiz und verschiedene Bestimmungen II (Belgisches Staatsblatt vom 

28. Mai 2024) 

 

b. Königlicher Erlass vom 18. Mai 2024 zur Bestimmung der Einkünfte, die bei der 

Berechnung der Vergütung von Betreuern berücksichtigt werden können, und der 

Kosten und Aufgaben, die als außergewöhnlich angesehenen werden können  

(Belgisches Staatsblatt vom 14. Juni 2024) 

 

2. Ziele 
 

a. Einrichtung eines einfachen, transparenten, einheitlichen und 

rechtssicheren Systems für die Vergütung der Betreuer 

 

b. Gewährleistung einer fairen Vergütung der professionellen Betreuer  

 

c. Begriff "Einkünfte" – einheitliche Lösungen auf der Grundlage unterschiedlicher 

Leitprinzipien: 

 

• Vom Betreuer zu unternehmender Aufwand, um die Einkünfte zu 

beantragen, einzuziehen und/oder zu verwalten 

• Freie Verfügung über die Einkünfte durch die geschützte Person 

• Eigenschaft als Endempfänger der betreffenden Einkünfte 

• Gleichgewicht zwischen den Ressourcen der geschützten Person und der 

angemessenen Vergütung, auf die Betreuer für die von ihnen erbrachte 

Dienstleistung Anspruch haben 

 

3. (pauschale) Grundvergütung 
 

a. Nach Prüfung und Billigung des Berichts 

 

b. Mit einem begründeten Antrag 

 

c. Pauschalvergütung für die erbrachten Leistungen und entstandenen Kosten 

im Rahmen der täglichen Verwaltung des Vermögens der geschützten Person  

 

d. Festgelegte Grundvergütung = 1.000,00 Euro1 pro Jahr und pro Betreuung 

 

• Die pauschale Grundvergütung darf das monatliche 

Durchschnittseinkommen der geschützten Person nicht übersteigen  

• Erstes Jahr der Betreuung: pauschale Grundvergütung + 125,00 Euro1 

• Zusätzliche Pauschalvergütung (pro Jahr und pro Betreuung) von 5 % des 

Jahresumsatzes der geschützten Person über 20.000,00 Euro1 möglich 

 

 
1 Jährlich von Rechts wegen am 1. Januar an den abgeflachten Gesundheitsindex des Monats November des 
Vorjahres angepasst. Der Anfangsindex ist der abgeflachte Gesundheitsindex von Januar 2023. Der 
Friedensrichter wendet die zum Zeitpunkt der Einreichung des Antrags des Betreuers geltenden Beträge an. 
Stellungnahme des Kabinetts des Justizministers: erste Indexierung am 1. Januar 2025, da der geänderte Artikel 
497/5 des früheren Zivilgesetzbuchs erst am 1. Juli 2024 in Kraft tritt. 

https://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/change_lg.pl?language=nl&amp;la=N&amp;cn=1804032130&amp;table_name=wet#Art.%20497/5%20TOEKOMSTIG%20RECHT.
https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/besluit/2024/05/18/2024005296/justel
https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/besluit/2024/05/18/2024005296/justel
https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/besluit/2024/05/18/2024005296/justel


e. Wenn mehr als ein Betreuer beteiligt ist: Anteil an der Vergütung, die jeder von 

ihnen erhält, im Verhältnis zu seinen tatsächlich erbrachten Leistungen 

 

f. Besondere Umstände oder Scheitern des Betreuers bei der Erfüllung seiner 

Aufgaben: Verweigerung der Gewährung einer Vergütung ODER Gewährung einer 

geringeren Vergütung als vorgesehen 

 

g. Eltern-Betreuer haben kein Anspruch auf Vergütung für die im Rahmen der 

täglichen Verwaltung des Vermögens der geschützten Person erbrachten 

Leistungen  300,00 Euro1 pro Jahr als Kostenerstattung für diese 

Leistungen. Darüber hinaus aber Anspruch auf Erstattung für verrichtete 

außergewöhnliche Aufgaben und außergewöhnliche Kosten 

 

h. Die Berechnung der Einkünfte im Sinne von Artikel 497/5, § 1 des früheren 

Zivilgesetzbuches ist nur dann sinnvoll, wenn alle Einkünfte der geschützten Person 

den Betrag von 20.000,00 Euro pro Jahr übersteigen1 oder weniger als 12.000,00 

Euro1 pro Jahr betragen 

 

i. Berechnungsgrundlage für die pauschale Grundvergütung = erschöpfende 

Aufzählung des Nettoeinkommens der geschützten Person (Artikel 1 des Königlichen 

Erlasses vom 18. Mai 2024): 
 

• Einkünfte aus der Arbeit  

• gewöhnliche Pensionen, Frühpensionen und ergänzende Pensionen * 

• Einkünfte aus geistigen Eigentumsrechten wie Urheberrechten und Patenten 

• Erstattung von Einkommensteuern 

• Miet- und Pachteinkünfte 

• Leibrenten, sowohl auf Immobilien als auch auf bewegliche Güter (z.B. 

Wertpapiere) (bei vorherigem Prämienabzug wird nur der Nettoerlös 

berücksichtigt) 

• persönliche Unterhaltsgelder 

• Entschädigungen wegen Einkommensausfall * 

• gezahlte Zinsen aus Versicherungen des Zweigs 21 

• Erträge aus beweglichem Kapitalvermögen, wie Dividenden auf Aktien, 

Anleihekupons, Zinsen sowie erworbene realisierte Mehrwerte aus 

Wertpapieren im Verhältnis zum Wert des Wertpapiers zum Zeitpunkt der 

Bestellung des Betreuers ** 

• Kindergeld oder Waisenzulagen der geschützten Person selbst 

• Ersatzeinkünfte wie Arbeitslosengeld, Krankheits- und 

Invaliditätsentschädigungen, Zusatzentschädigungen wegen Krankheit, 

Invalidität, Berufskrankheit oder Arbeitsunfall, einschließlich Beihilfen zur 

Ersetzung des Einkommens *** 

• Eingliederungseinkommen 

• Eingliederungsbeihilfe für Menschen mit einer Behinderung, das 

Pflegebudget (einer Pflegekasse) und der frei verfügbare Teil der Beihilfen 

für Menschen mit einer Behinderung *** 

• Pflegegeld für Senioren (ersetzt seit dem 01.01.2023 in der DG die bisherige 

föderale Beihilfe für Betagte - BUB) und die Einkommensgarantie für Betagte 

*** 

• Leistungen aus einer Gesundheitspflegeversicherung **** 

• Eingliederungseinkommen für Studenten oder andere Studienbeihilfen für 

die geschützte Person 

• ergänzende Pensionen aus Versicherungsprodukten ***** 

• Mehrwert auf den nach einem aktuellen Schätzgutachten geschätzten Preis 

beim Verkauf eines unbeweglichen Guts ******   
 



* Im Falle einer Zahlung in Form einer monatlichen Rente oder Jahresrente oder nach der Tabelle der Entwicklung 
der Lebenserwartung bei Auszahlung in Kapitalform. 
 
** Dies sind Kapitalgewinne, die das Ergebnis der Vermögensverwaltung durch den Betreuer sind. 
Veräußerungsgewinne, die sich aus dem Zeitablauf ergeben, der sich aus einer Zeit vor der Vermögensverwaltung 
durch den Betreuer ergibt, werden nicht berücksichtigt. 
 
*** Mit Ausnahme von Leistungen, die eine spezifische Ausgabe ausgleichen sollen, wie z. B. die Erstattung einer 
Rechnung oder des Vorschusses für den Kauf eines Rollstuhls oder die Erstattung von Gebühren oder Leistungen, 
die eine Pflegekraft tatsächlich erhalten hat, oder die “informelle Pflegeprämie”. Die Ausgaben, auf die sich die 
Entschädigung bezieht, müssen ebenfalls spezifisch sein. 
 
**** Mit Ausnahme von Erstattungen medizinischer Leistungen oder von Leistungen zum Ausgleich einer 
spezifischen Ausgabe. 
 
***** Bei Auszahlung in Kapitalform nach der Tabelle der Entwicklung der Lebenserwartung. 
 
****** Grundsatz, dass Immobilien dazu bestimmt sind, im Laufe der Zeit an Wert zu gewinnen, und dass es 
daher im Interesse der geschützten Person liegt, sie so lange wie möglich zu behalten. Wenn hingegen eine 
Immobilie verkauft werden muss, wird nur der vom Betreuer realisierte Kapitalgewinn im Verhältnis zum 
aktuellen Wert der Immobilie als Einkommen betrachtet und nicht der im Laufe der Zeit entstandene 
Kapitalgewinn oder die natürliche Entwicklung des Marktwerts.   

 

j. Folgende Einkünfte kommen sicherlich nicht als Berechnungsgrundlage für 

eine Pauschalvergütung in Frage (Bericht an den König über den Königlichen Erlass vom 

18. Mai 2024): 
 

• Mittel aus der Veräußerung von beweglichem oder unbeweglichem 

Vermögen, einschließlich des Verkaufs eines Wertpapierportfolios, 

Kapitalzahlungen aus Kapitalanlagen, Tilgungszahlungen aus Darlehen 

sowie virtueller und nicht realisierter Veräußerungsgewinne aus 

Wertpapieren (NICHT: Ausnahmen oben unter i. in grün) 

• Erträge aus Schenkungen, Erbschaften und Vermächtnissen an die 

geschützte Person 

• Entschädigung für materielle, immaterielle oder ästhetische Schäden, die 

nicht mit Einkommensverlusten zusammenhängen 

• Erstattung von medizinischen Sachleistungen durch die Krankenkasse 

• Rückerstattung einer zu Unrecht erfolgten Zahlung 

• Eingliederungseinkommen für Studenten oder andere Studienbeihilfen für 

die Kinder der geschützten Person 

• Erstattung früherer Kosten (Krankenhausaufenthalt, Apotheke, Arzt, etc.) 

• Umwandlung des Nießbrauchs in eine Geldsumme 

• Wohngeld an die geschützte Person 

• Kindergelder oder Waisenzulage für die Kinder der geschützten Person, 

Unterhaltszahlungen (Artikel 203 des früheren Zivilgesetzbuchs) und 

Unterhaltsbeihilfen für die Kinder der geschützten Person * 

• Zweckgebundener Teil (Kauf von Pflege und Betreuung) der Leistungen für 

Menschen mit einer Behinderung 

 
* Familienbeihilfen und Unterhalt sollen den Bedürfnissen der Kinder und nicht denen der geschützten Person 
entsprechen. Daher sollten sie nicht als Grundlage für die Berechnung der Vergütung des Betreuers verwendet 
werden, selbst wenn sie Teil der Vermögensverwaltung des Betreuers sein sollen. 

 

4. Vergütung für außergewöhnliche Aufgaben 
 

a. Nach Zustellung der begründeten Aufstellungen 

 

b. Außergewöhnliche Aufgaben = materielle und intellektuellen Leistungen, die 

nicht Teil der täglichen Verwaltung des Vermögens der geschützten Person sind 

 

c. Vergütung = maximal 125,00 Euro1 pro Stunde 

 



d. Einschließlich der aufgewendeten Kosten im Zusammenhang mit den 

außergewöhnlichen Aufgaben (NICHT: außergewöhnliche Kosten) 

 

e. Bei der Festsetzung dieses Betrags berücksichtigt der Friedensrichter: 

 

• Art, Komplexität und Umfang der vom Betreuer erbrachten Leistungen 

• die im Kanton geltenden Tarife 

 

f. Fahrtkosten im Zusammenhang mit außergewöhnlichen Aufgaben, die gemäß der 

Kilometerpauschale gemäß Artikel 74 des Königlichen Erlasses vom 13. Juli 2017 

zur Festlegung der Zulagen und Entschädigungen der Personalmitglieder des 

föderalen öffentlichen Dienstes erstattet werden 

 

g. Nur Fahrtkostenerstattung zwischen dem Kanton des zuständigen Friedensrichters 

und dem Ort, an dem die außergewöhnlichen Aufgaben erbracht werden 

 

h. Nicht erschöpfende Liste der außergewöhnlichen Aufgaben (Artikel 2 § 1 des 

Königlichen Erlasses vom 18. Mai 2024): 
 

• Einreichung eines mit Gründen versehenen Ermächtigungsantrags beim 

Friedensrichter, Teilnahme an einer Sitzung in Bezug auf einen solchen 

Antrag und die Ausführung der erteilten Ermächtigung (NICHT: Antrag im 

Hinblick auf eine Abhebung und Überweisung von Geldern, einschließlich der 

Ausführung der Überweisung vom Sparkonto auf das Girokonto nach Erhalt 

der Ermächtigung, da dies Teil der täglichen Verwaltung ist) 

• Verwaltungs- und Verfügungshandlungen in Bezug auf unbewegliche und 

bewegliche Güter (Vermietung einer Immobilie, Kauf oder Veräußerung 

einer Immobilie, Abschluss eines Mietvertrags, Teilnahme an 

Hauptversammlungen, Fortführung eines Unternehmens usw.) (NICHT: 

Einziehen von (Miet-)Einkünften) 

• Räumung eines Gebäudes 

• Vertretung vor Gericht in seiner Eigenschaft als Betreuer, in anderen Fällen 

als im Rahmen der Betreuungsakte (z. B. in einem Mietstreit vor dem 

Friedensrichter oder im Falle einer Vorladung vor dem Polizeigericht) 

• Durchführung eines Verwaltungsverfahrens (z. B. Verwaltungsbeschwerde 

nach Ablehnung der Gewährung einer Beihilfe) und Beantragung von 

Ermächtigungen (NICHT: einfache Genehmigungen) 

• Regelung von Erbschaften und Teilungen 

• Abfassen und Verhandlung von Verträgen im Allgemeinen und 

Weiterverfolgung von Verträgen mit einem bestimmten Arbeitsaufwand 

• Unterstützung bei Vermächtnissen und Schenkungen 

• Einleitung einer Ausschreibung für Bau- oder Renovierungsarbeiten und 

Überwachung dieser Arbeiten  

• Unterbringung der geschützten Person oder Durchführung des Umzugs der 

geschützten Person und Rückgabe eines gemieteten unbeweglichen Guts 

• Durchführung einer zusätzlichen inhaltsbezogener Konzertierung über die 

Betreuungsakte mit dem Pflegeteam der geschützten Person (= 

Pflegesprechstunde) oder mit Dritten (NICHT: Aufrechterhaltung normaler 

Kontakte) * 

• jede Prüfung der steuerlichen Lage der geschützten Person (NICHT: 

Einkommensteuererklärung) 

• Verwaltung und Weiterverfolgung von Sozialleistungen (NICHT: 

Beantragung von Sozialleistungen) 

https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/besluit/2017/07/13/2017040352/justel
https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/besluit/2017/07/13/2017040352/justel
https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/besluit/2017/07/13/2017040352/justel


• Bestellung eines Rechtsanwalts2, eines Verwalters einer herrenlosen 

Erbschaft, eines Sequesters oder eines vorläufigen Erbschaftsverwalters ** 

• Abschluss einer Betreuungsakte (NICHT: (Vorbereitung für) Erstellung des 

Schlussberichts) *** 

• Vertretung der geschützten Person bei einer Steuerprüfung 

• Erstellung eines gütlichen Begleichungsplans für die zu Beginn der 

Betreuung  ausstehenden Schulden **** 

• Aufgaben, deren Arbeitsaufwand den im Rahmen der täglichen Verwaltung 

normalerweise zu erwartenden Arbeitsaufwand erheblich überschreitet, im 

Umfang dieser Überschreitung 

 
* Mit Ausnahme einer Konzertierung pro Jahr. 
 
** Der Betreuer muss die Bestellung eines Rechtsanwalts vorschlagen. Wenn die geschützte Person die 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Gerichtskostenhilfe erfüllt, muss der Betreuer Gerichtskostenhilfe 
in Anspruch nehmen und für alle Dienstleistungen, die von einem Rechtsanwalt erbracht werden können, einen 
Rechtsanwalt im Rahmen des weiterführenden juristischen Beistands bestellen lassen. 
 
*** Außer wenn der Betreuer wegen schlechter Verwaltung ersetzt wird. 
 
**** Die Erstellung eines Tilgungsplans kann die Beantragung einer kollektiven Schuldenregelung (kostspielig + 
zeitaufwändig) vermeiden und ist daher für die geschützte Person kostensparend. Voraussetzung ist, dass die 
Schulden nicht zu hoch sind. Ein Betreuer versucht bevorzugt, einen gütlichen Schuldenabbau außerhalb einer 
kollektiven Schuldenregelung zu organisieren.   

 

i. Der Friedensrichter kann immer konkret beurteilen, ob andere Leistungen in den 

Bereich der außergewöhnlichen Aufgaben fallen, wie z. B. in dem Fall, wenn eine 

geschützte Person im ersten Jahr der Betreuung stirbt. 

 

j. Nicht erschöpfende Liste der Aufgaben, die nicht als außergewöhnlich gelten  
(Artikel 2, § 2 des Königlichen Erlasses vom 18. Mai 2024): 

 

• Aufrechterhaltung der normalen Kontakte mit der geschützten Person, 

deren Familie und der Einrichtung * 

• Zahlung laufender Rechnungen  

• Entgegennahme der Einkünfte und Ausstellung von Quittungen 

• Eröffnung und Schließung von Finanzkonten oder deren Übertragung zu 

einem anderen Finanzinstitut und Überweisung von Geldern zwischen 

Konten 

• Abschluss und Kündigung von Landversicherungsverträgen 

• Unterhalt von unbeweglichen Gütern und Veranlassung notwendiger kleiner 

Reparaturen (NICHT: Abfassen und Verhandlung von Verträgen im 

Allgemeinen und Weiterverfolgung von Verträgen mit besonderem 

Arbeitsaufwand) 

• Zahlung der Kosten für ärztliche Behandlung und Pflege 

• Beantragung sozialer Dienstleistungen (häusliche Pflege, Essen auf Rädern, 

Parkausweis, usw.) 

• Beantragung von Sozialleistungen (Eingliederungsbeihilfe, Krankengeld, 

usw.) 

• Begleichung und Reduzierung der Schulden auf verantwortungsvolle Weise 

(NICHT: Erstellung eines gütlichen Tilgungsplans) 

• Unterstützung bei allen Rechtshandlungen, sofern im Bestellungsbeschluss 

nichts anderes bestimmt ist 

• Erstellung des Erst-, Jahres- und Schlussberichts 

• jährliches Ausfüllen und Weiterverfolgen der Erklärung zur Steuer der 

natürlichen Personen ** 

 
2 In Übereinstimmung mit dem neuen Artikel 1244/1, § 2 des Gerichtsgesetzbuchs wird es dem “Anwaltsbetreuer” 
und dessen Mitarbeitern gesetzlich untersagt sein, als Anwalt für die geschützte Person zu handeln.  



• Ausführung verschiedener Verwaltungsaufgaben (z.B. Briefversand oder 

Ausfüllen von Formularen) 

• Verwaltung eines Bankfachs 

• Einreichen und Auführung aller einfachen Ermächtigungsanträge, wie z.B. 

eine einfache Ermächtigung zum Abheben von Geld vom Sparkonto 

• Gespräch mit dem Friedensrichter über die Akte der geschützten Person, sei 

es in Anwesenheit der geschützten Person oder nicht 

• sofortige Meldung einer Adressänderung oder des Todes der geschützten 

Person 

 
* Es sei denn, diese Kontakte sind für die Ausführung außergewöhnlicher Aufgaben erforderlich und ihr Inhalt 
wird im Jahresbericht wiedergegeben. 
 
** Wenn dies keine Hinzufügung zusätzlicher Angaben erfordert. 

 

5. Außergewöhnliche Kosten (Artikel 3 des Königlichen Erlasses vom 18. Mai 2024)  

 
a. Kosten, deren Höhe deutlich über dem liegt was normalerweise im Rahmen 

der täglichen Verwaltung des Vermögens der geschützten Person oder bei 

der Ausführung einer außergewöhnlichen Aufgabe, auf die sie sich beziehen, 

zu erwarten ist – außergewöhnliche Kosten = Betrag der Überschreitung 

 

b. Erstattung auf der Grundlage eines Rechtfertigungsbelegs und der Begründung des 

außergewöhnlichen Charakters der Kosten 

 

c. Bei außergewöhnlichen Kosten > 500,00 Euro3 nur Erstattung möglich, wenn 

der Betreuer zuvor die Erlaubnis des Friedensrichters erhalten hat, diese 

Kosten aufzuwenden  

 

6. Artikel 497/5 § 4 des früheren Zivilgesetzbuches 
 

"Außer den im vorliegenden Artikel erwähnten Vergütungen darf der Betreuer keinerlei auf 

die Ausführung des gerichtlichen Mandats als Betreuer zurückzuführenden Vergütungen 

oder Vorteile gleich welcher Art oder von wem auch immer erhalten." 

 

7. Inkrafttreten (Artikel 4 des Königlichen Erlasses vom 18. Mai 2024) 
 

a. Am 1. Juli 2024 tritt Folgendes in Kraft: 

 

• Artikel 9 des Gesetzes vom 8. November 2023 über die Rechtsstellung des 

Betreuers einer geschützten Person; 

• Artikel 35 des Gesetzes vom 15. Mai 2024 mit Bestimmungen über die 

Digitalisierung der Justiz und verschiedene Bestimmungen II; 

• Königlicher Erlass vom 18. Mai 2024 zur Bestimmung der Einkünfte, die bei 

der Berechnung der Vergütung von Betreuern berücksichtigt werden 

können, und der Kosten und Aufgaben, die als außergewöhnlich angesehen 

werden können 

 

b. Art. 36 des Gesetzes vom 8. November 2023 über die Rechtsstellung des Betreuers 

einer geschützten Person bestimmt: 

 

 
3 Jährlich von Rechts wegen am 1. Januar an den abgeflachten Gesundheitsindex des Monats November des 
Vorjahres angepasst. Der Anangsindex ist der abgeflachten Gesundheitsindex von Juli 2024. Der Friedensrichter 
wendet den Betrag an, der zum Zeitpunkt der Einreichung des Antrags des Betreuers oder, falls ein solcher nicht 
vorhanden ist, zum Zeitpunkt der Kostenentstehung gilt. 



"Die neuen Vergütungsvorschriften nach Art. 9 gelten ab der Einreichung des ersten 

Berichts gemäß Art. 498/3 Abs. 1 und 2 und Art. 499/14 Abs. 1 und 2 des früheren 

Zivilgesetzbuchs nach Inkrafttreten von Art. 9 gemäß Art. 37 Abs. 2." 

 

Gemäß Artikel 37 Absatz 1 dieses Gesetzes tritt Artikel 36 desselben Gesetzes zu 

einem vom König festgelegten Zeitpunkt und spätestens am 1. September 2025 in 

Kraft. Der Königliche Erlass vom 18. Mai 2024 zur Festlegung der Einnahmen, die 

bei der Berechnung der Vergütungen der Betreuer berücksichtigt werden können, 

sowie der außergewöhnlichen Kosten und der als außergewöhnlich geltenden 

Aufgaben sieht jedoch nicht das Inkrafttreten von Artikel 36 des Gesetzes vom 

8. November 2023 vor. 

 

c. Stellungnahme des Kabinettes des Justizministers: 

 

Da Art. 36 des Gesetzes vom 8. November 2023 über die Rechtsstellung des 

Betreuers einer geschützten Person eine Übergangsbestimmung darstellt und 

ausdrücklich auf das Inkrafttreten von Art. 9 desselben Gesetzes verweist, wird er 

auf der Grundlage dieses Inkrafttretens wirksam. Artikel 36 des Gesetzes vom 

8. November 2023 weicht implizit von Artikel 37 Absatz 1 dieses Gesetzes ab und 

tritt notwendigerweise gleichzeitig mit Artikel 9 desselben Gesetzes in Kraft,  

nämlich am 1. Juli 2024. 

 

Sobald ein Betreuer nach dem 1. Juli 2024 einen Bericht mit Antrag auf 

Erhalt einer Vergütung einreicht, muss der Friedensrichter die neuen 

Vergütungsregeln anwenden, unabhängig davon, auf welchen Zeitraum 

sich der Bericht bezieht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  


